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	Februar 2012

	Militärgericht verurteilt Studentin wegen Vorlesen von Gedichten

	Bahrain

	Aayat Hasan Yusuf Mohamed Alqormozi


	Die 20-jährige Studentin Aayat Alqormozi kann jederzeit (erneut) inhaftiert werden. Ihr Vergehen: Sie trug im Februar 2011 bei einer Kundgebung selbstverfasste Gedichte vor, in denen sie den König und Premierminister von Bahrain kritisierte. Aus diesem Grund wurde Aayat Alqormozi am 30. März 2011 festgenommen und im Juni von einem Militärgericht zu einem Jahr Haft verurteilt. Im Juli wurde sie zwar freigelassen, doch die Anklagepunkte gegen Aayat Alqormozi bestehen weiterhin.

Vor ihrer Festnahme im März hatten Sicherheitskräfte zwei Mal das Haus ihrer Eltern durchsucht und damit gedroht, ihre Brüder zu töten. Sie soll in Haft gefoltert worden sein. Im November erklärte das höchste Berufungsgericht, dass ihr Verfahren bis auf weiteres ausgesetzt werde. 

Im September hinderte man Aayat Alqormozi daran, ihr Studium an der Universität von Bahrain zu beenden. Ein Wachmann verweigerte ihr den Zugang zum Campus. Die Universität gab keine Erklärung für dieses Vorgehen ab.

Im Zusammenhang mit den Reformkundgebungen, die Anfang Februar 2011 in Bahrain begannen, wurden mindestens 1.000 Personen inhaftiert. Fünf der Inhaftierten starben an den Folgen von Folter. Zahlreiche Festgenommene wurden vor Militärgerichte gestellt und für schuldig befunden, darunter auch Aayat Alqormozi.

Seit Oktober 2011 werden in Bahrain alle Verfahren an Zivilgerichte übertragen. Amnesty International ist überzeugt, dass Zivilpersonen nicht vor ein Militärgericht gestellt werden dürfen, da diese Praxis gegen internationale Standards für faire Gerichtsverfahren verstösst. 


	Briefvorschlag und Forderungen

	Exzellenz

Die 20-jährige Studentin Aayat Alqormozi kann jederzeit (erneut) inhaftiert werden. Ihr Vergehen: Sie trug im Februar 2011 bei einer Kundgebung selbstverfasste Gedichte vor, in denen sie den König und Premierminister kritisierte. Aus diesem Grund wurde Aayat Alqormozi am 30. März 2011 festgenommen und im Juni von einem Militärgericht zu einem Jahr Haft verurteilt. Im Juli wurde sie zwar freigelassen, doch die Anklagepunkte gegen Aayat Alqormozi bestehen weiterhin.

Vor ihrer Festnahme im März hatten Sicherheitskräfte zwei Mal das Haus ihrer Eltern durchsucht und damit gedroht, ihre Brüder zu töten. Sie soll in Haft gefoltert worden sein. Im November erklärte das höchste Berufungsgericht, dass ihr Verfahren bis auf weiteres ausgesetzt werde. 

Im September hinderte man Aayat Alqormozi daran, ihr Studium an der Universität zu beenden. Ein Wachmann verweigerte ihr den Zugang zum Campus. Die Universität gab keine Erklärung für dieses Vorgehen ab.

Im Zusammenhang mit den Reformkundgebungen wurden mindestens 1.000 Personen inhaftiert. Fünf der Inhaftierten starben an den Folgen von Folter. Zahlreiche Festgenommene wurden vor Militärgerichte gestellt und für schuldig befunden, darunter auch Aayat Alqormozi.

Seit Oktober 2011 werden alle Verfahren an Zivilgerichte übertragen. Amnesty International ist überzeugt, dass Zivilpersonen nicht vor ein Militärgericht gestellt werden dürfen, da diese Praxis gegen internationale Standards für faire Gerichtsverfahren verstösst. 

Ich fordere Sie auf sicherzustellen, dass das Urteil gegen Aayat Alqormozi aufgehoben wird und alle Anklagepunkte gegen sie fallen gelassen werden. Die Folter- und Misshandlungsvorwürfe sollen untersucht und die Verantwortlichen vor Gericht gestellt werden.
Hochachtungsvoll


	Höflich formulierter Brief an in gutem Arabisch, Englisch oder auf Deutsch
	Kopie an

	Dr. Fatima Mohamed Al-Balooshi

Minister of Human Rights and Social Development

Ministry of Human Rights and Social Development

P.O. Box 32868

Manama

BAHRAIN

Fax: 00 973 - 17104977

E-Mail: pr@social.gov.bh
(korrekte Anrede: Your Excellency / Exzellenz)
	
	Ambassade du Royaume de Bahreïn,
Place des Etats-Unis 3bis,
F-75116 Paris.

Fax: 00331/47 20 55 75
E-mail: ambassade@ambahrein-france.com
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	Mann seit 2009 verschwunden, und seine Familie seither bedroht

	Dominikanische Republik

	Juan Almonte Herrera


	Juan Almonte Herrera ist Mitglied der Menschenrechtsorganisation «Dominican Committee of Human Rights» und wird seit 28. September 2009 vermisst. Er soll in Santo Domingo, der Hauptstadt der Dominikanischen Republik, von bewaffneten Polizeikräften verschleppt worden sein.

Juan Almonte arbeitete als Buchhalter und wurde am 28. September 2009 auf dem Weg in sein Büro entführt. Im Oktober fand man zwei verbrannte Leichen in einem Auto in Santo Domingo. Die Schwester von Juan Almonte identifizierte seinen Leichnam. DNA-Tests bestätigten dies jedoch nicht. Die Familie kritisierte die Art, in der die DNA-Tests durchgeführt wurden.

Seit der Verschleppung von Juan Almonte werden seine Familienangehörigen und Rechtsbeistände von Personen überwacht, die Augenzeugen als Polizeikräfte identifizierten. Die Familie wird immer wieder von Fahrzeugen verfolgt, ihr Haus steht unter Beobachtung. Die Schwester von Juan Almonte hat anonyme Telefonanrufe erhalten, in denen ihr gesagt wurde, sie solle aufhören, die Entführung ihres Bruders publik zu machen. Als die Familie die Vorfälle den Behörden meldete, wurde sie aufgefordert, sich von derselben Polizeieinheit beschützen zu lassen, von der sie sich verfolgt fühlt.

Die Interamerikanische Kommission für Menschenrechte bezeichnete die Untersuchungen der dominikanischen Behörden mehrmals als völlig unzureichend und kritisierte, dass keine konkreten Massnahmen eingeleitet wurden, um den Aufenthaltsort von Juan Almonte zu ermitteln.

Im Mai 2010 forderte der Interamerikanische Gerichtshof für Menschenrechte die Dominikanische Republik auf, der Familie von Juan Almonte Schutz zu gewähren. Dieser Forderung ist die Regierung bis heute nicht nachgekommen.


	Briefvorschlag und Forderungen

	Sehr geehrter Herr Minister

Juan Almonte Herrera ist Mitglied der Menschenrechtsorganisation «Dominican Committee of Human Rights» und wird seit 28. September 2009 vermisst. Er soll in Santo Domingo, der Hauptstadt der Dominikanischen Republik, von bewaffneten Polizeikräften verschleppt worden sein.

Juan Almonte arbeitete als Buchhalter und wurde am 28. September 2009 auf dem Weg in sein Büro entführt. Im Oktober fand man zwei verbrannte Leichen in einem Auto in Santo Domingo. Die Schwester von Juan Almonte identifizierte seinen Leichnam. DNA-Tests bestätigten dies jedoch nicht. Die Familie kritisierte die Art, in der die DNA-Tests durchgeführt wurden.

Seit der Verschleppung von Juan Almonte werden seine Familienangehörigen und Rechtsbeistände von Personen überwacht, die Augenzeugen als Polizeikräfte identifizierten. Die Familie wird immer wieder von Fahrzeugen verfolgt, ihr Haus steht unter Beobachtung. Die Schwester von Juan Almonte hat anonyme Telefonanrufe erhalten, in denen ihr gesagt wurde, sie solle aufhören, die Entführung ihres Bruders publik zu machen. Als die Familie die Vorfälle den Behörden meldete, wurde sie aufgefordert, sich von derselben Polizeieinheit beschützen zu lassen, von der sie sich verfolgt fühlt.

Die Interamerikanische Kommission für Menschenrechte bezeichnete die Untersuchungen der dominikanischen Behörden mehrmals als völlig unzureichend und kritisierte, dass keine konkreten Massnahmen eingeleitet wurden, um den Aufenthaltsort von Juan Almonte zu ermitteln.

Im Mai 2010 forderte der Interamerikanische Gerichtshof für Menschenrechte die Dominikanische Republik auf, der Familie von Juan Almonte Schutz zu gewähren. Dieser Forderung ist die Regierung bis heute nicht nachgekommen.

Ich fordere eine Untersuchung, um den Aufenthaltsort von Juan Almonte zu ermitteln, der am 28. September 2009 verschleppt wurde sowie eine vollständige und unparteiische Aufklärung seines Verschwindens.

Zudem fordere ich die Sicherstellung von einem umfassenden Schutz vor Drohungen und Drangsalierungen für seine Familienangehörigen und seine Rechtsbeistände.
Hochachtungsvoll


	Höflich formulierter Brief an in gutem Spanisch, Englisch oder auf Deutsch
	Kopie an

	Lic. José Ramón Fadul

Ministro de Interior y Policía

Ministerio de Interior y Policía

Ave. México, Esq.

Leopoldo Navarro, Edif. Oficinas Gubernamentales

Santo Domingo

DOMINIKANISCHE REPUBLIK

Fax: 001 - 8096851194 // 001 - 8096866599

E-Mail: jfadul@mip.gob.do
(korrekte Anrede: Dear Minister / Sr. Ministro / Sehr geehrter Herr Minister)
	
	Botschaft der Dominikanischen Republik,

Weltpoststrasse 4
Postfach 22
3000 Bern 15
Fax: 031 351 15 87

E-mail: embaj.rep-dom@sunrise.ch
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	Friedensaktivist verbüsst Gefängnisstrafe wegen Wehrdienstverweigerung

	Südkorea

	Moon Myung-jin


	Moon Myung-jin verbüsst eine 18-monatige Gefängnisstrafe, weil er sich geweigert hat, den in Südkorea obligatorischen Wehrdienst abzuleisten. Er ist Friedensaktivist und Mitglied der britischen Organisation War Resisters' International und der südkoreanischen NGO World Without War. Aufgrund seiner pazifistischen Gesinnung verweigert er den Militärdienst.
Moon Myung-jin hat nach eigenen Angaben erstmals im Jahr 2006 über eine Wehrdienstverweigerung nachgedacht, als er beobachtete, wie die koreanische Bereitschaftspolizei und die Streitkräfte während einer Protestaktion gegen Zwangsräumungen mit Gewalt gegen Demonstrierende vorgingen. Am 14. Dezember 2010, dem Tag seiner Einberufung, hielt er eine Pressekonferenz vor dem Verteidigungsministerium ab und verkündete seine Wehrdienstverweigerung.
Am 16. März 2011 fand die erste Anhörung seines Gerichtsverfahrens statt. Die Verurteilung folgte am 30. März. Er sitzt nun in einem Gefängnis in Seoul und arbeitet von 6 bis 18 Uhr im Küchendienst. Moon Myung-jin teilt seine Zelle mit drei Häftlingen.

Seit November 2011 wurden in Südkorea über 790 Personen, die den Wehrdienst verweigerten, inhaftiert. Im südkoreanischen Recht ist kein alternativer Zivildienst vorgesehen.


	Briefvorschlag und Forderungen

	Sehr geehrter Herr Präsident

Moon Myung-jin verbüsst eine 18-monatige Gefängnisstrafe, weil er sich geweigert hat, den in Südkorea obligatorischen Wehrdienst abzuleisten. Er ist Friedensaktivist und Mitglied der britischen Organisation War Resisters' International und der südkoreanischen NGO World Without War. Aufgrund seiner pazifistischen Gesinnung verweigert er den Militärdienst.

Moon Myung-jin hat nach eigenen Angaben erstmals im Jahr 2006 über eine Wehrdienstverweigerung nachgedacht, als er beobachtete, wie die koreanische Bereitschaftspolizei und die Streitkräfte während einer Protestaktion gegen Zwangsräumungen mit Gewalt gegen Demonstrierende vorgingen. Am 14. Dezember 2010, dem Tag seiner Einberufung, hielt er eine Pressekonferenz vor dem Verteidigungsministerium ab und verkündete seine Wehrdienstverweigerung.

Am 16. März 2011 fand die erste Anhörung seines Gerichtsverfahrens statt. Die Verurteilung folgte am 30. März. Er sitzt nun in einem Gefängnis in Seoul und arbeitet von 6 bis 18 Uhr im Küchendienst. Moon Myung-jin teilt seine Zelle mit drei Häftlingen.

Seit November 2011 wurden in Südkorea über 790 Personen, die den Wehrdienst verweigerten, inhaftiert. Im südkoreanischen Recht ist kein alternativer Zivildienst vorgesehen.

Ich fordere die unverzügliche und bedingungslose Freilassung von Moon Myung-jin und seine Befreiung von weiteren Einberufungen zum Militärdienst. Moon Myung-jin und andere Wehrdienstverweigerer in Südkorea sollen zudem nicht als vorbestraft gelten und eine angemessene Entschädigung für ihre Zeit in Haft erhalten.
Hochachtungsvoll


	Höflich formulierter Brief an
in gutem Koreanisch, Englisch oder Deutsch

	Solidaritätsbriefe
	Kopie an

	President Lee Myung-bak

1 Cheongwadae-ro

Jongno-gu

Seoul 110-820

REPUBLIK KOREA

Fax: 00 82 - 2 770 4734

E-Mail: foreign@president.go.kr

Korrekte Anrede: Dear President / 
Sehr geehrter Herr Präsident
	Solidaritätsbriefe (bevorzugt auf Englisch oder Koreanisch) können an Moon Myung-jin im Gefängnis gesendet werden.

Bitte geben Sie nicht ihre Absenderadresse an.
Myung-jin MOON (Inmate No. 837)

Geumcheon P.O. Box 165

Geumcheon-gu

Seoul 153-600

REPUBLIK KOREA
	Botschaft der Republik Korea
Kalcheggweg 38
Postfach 28
3000 Bern 15
Fax: 031 356 24 50

E-mail: swiss@mofat.go.kr
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Ort und Datum:
Militärgericht verurteilt Studentin wegen Vorlesen von Gedichten
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Exzellenz

Die 20-jährige Studentin Aayat Alqormozi kann jederzeit (erneut) inhaftiert werden. Ihr Vergehen: Sie trug im Februar 2011 bei einer Kundgebung selbstverfasste Gedichte vor, in denen sie den König und Premierminister kritisierte. Aus diesem Grund wurde Aayat Alqormozi am 30. März 2011 festgenommen und im Juni von einem Militärgericht zu einem Jahr Haft verurteilt. Im Juli wurde sie zwar freigelassen, doch die Anklagepunkte gegen Aayat Alqormozi bestehen weiterhin.

Vor ihrer Festnahme im März hatten Sicherheitskräfte zwei Mal das Haus ihrer Eltern durchsucht und damit gedroht, ihre Brüder zu töten. Sie soll in Haft gefoltert worden sein. Im November erklärte das höchste Berufungsgericht, dass ihr Verfahren bis auf weiteres ausgesetzt werde. 

Im September hinderte man Aayat Alqormozi daran, ihr Studium an der Universität zu beenden. Ein Wachmann verweigerte ihr den Zugang zum Campus. Die Universität gab keine Erklärung für dieses Vorgehen ab.

Im Zusammenhang mit den Reformkundgebungen wurden mindestens 1.000 Personen inhaftiert. Fünf der Inhaftierten starben an den Folgen von Folter. Zahlreiche Festgenommene wurden vor Militärgerichte gestellt und für schuldig befunden, darunter auch Aayat Alqormozi.

Seit Oktober 2011 werden alle Verfahren an Zivilgerichte übertragen. Amnesty International ist überzeugt, dass Zivilpersonen nicht vor ein Militärgericht gestellt werden dürfen, da diese Praxis gegen internationale Standards für faire Gerichtsverfahren verstösst. 

Ich fordere Sie auf sicherzustellen, dass das Urteil gegen Aayat Alqormozi aufgehoben wird und alle Anklagepunkte gegen sie fallen gelassen werden. Die Folter- und Misshandlungsvorwürfe sollen untersucht und die Verantwortlichen vor Gericht gestellt werden.

Hochachtungsvoll





Ort und Datum:

Mann seit 2009 verschwunden, und seine Familie seither bedroht
Sehr geehrter Herr Minister

Juan Almonte Herrera ist Mitglied der Menschenrechtsorganisation «Dominican Committee of Human Rights» und wird seit 28. September 2009 vermisst. Er soll in Santo Domingo, der Hauptstadt der Dominikanischen Republik, von bewaffneten Polizeikräften verschleppt worden sein.

Juan Almonte arbeitete als Buchhalter und wurde am 28. September 2009 auf dem Weg in sein Büro entführt. Im Oktober fand man zwei verbrannte Leichen in einem Auto in Santo Domingo. Die Schwester von Juan Almonte identifizierte seinen Leichnam. DNA-Tests bestätigten dies jedoch nicht. Die Familie kritisierte die Art, in der die DNA-Tests durchgeführt wurden.

Seit der Verschleppung von Juan Almonte werden seine Familienangehörigen und Rechtsbeistände von Personen überwacht, die Augenzeugen als Polizeikräfte identifizierten. Die Familie wird immer wieder von Fahrzeugen verfolgt, ihr Haus steht unter Beobachtung. Die Schwester von Juan Almonte hat anonyme Telefonanrufe erhalten, in denen ihr gesagt wurde, sie solle aufhören, die Entführung ihres Bruders publik zu machen. Als die Familie die Vorfälle den Behörden meldete, wurde sie aufgefordert, sich von derselben Polizeieinheit beschützen zu lassen, von der sie sich verfolgt fühlt.

Die Interamerikanische Kommission für Menschenrechte bezeichnete die Untersuchungen der dominikanischen Behörden mehrmals als völlig unzureichend und kritisierte, dass keine konkreten Massnahmen eingeleitet wurden, um den Aufenthaltsort von Juan Almonte zu ermitteln.

Im Mai 2010 forderte der Interamerikanische Gerichtshof für Menschenrechte die Dominikanische Republik auf, der Familie von Juan Almonte Schutz zu gewähren. Dieser Forderung ist die Regierung bis heute nicht nachgekommen.

Ich fordere eine Untersuchung, um den Aufenthaltsort von Juan Almonte zu ermitteln, der am 28. September 2009 verschleppt wurde sowie eine vollständige und unparteiische Aufklärung seines Verschwindens.

Zudem fordere ich die Sicherstellung von einem umfassenden Schutz vor Drohungen und Drangsalierungen für seine Familienangehörigen und seine Rechtsbeistände.

Hochachtungsvoll





Ort und Datum:

Friedensaktivist verbüsst Gefängnisstrafe wegen Wehrdienstverweigerung
Sehr geehrter Herr Präsident

Moon Myung-jin verbüsst eine 18-monatige Gefängnisstrafe, weil er sich geweigert hat, den in Südkorea obligatorischen Wehrdienst abzuleisten. Er ist Friedensaktivist und Mitglied der britischen Organisation War Resisters' International und der südkoreanischen NGO World Without War. Aufgrund seiner pazifistischen Gesinnung verweigert er den Militärdienst.

Moon Myung-jin hat nach eigenen Angaben erstmals im Jahr 2006 über eine Wehrdienstverweigerung nachgedacht, als er beobachtete, wie die koreanische Bereitschaftspolizei und die Streitkräfte während einer Protestaktion gegen Zwangsräumungen mit Gewalt gegen Demonstrierende vorgingen. Am 14. Dezember 2010, dem Tag seiner Einberufung, hielt er eine Pressekonferenz vor dem Verteidigungsministerium ab und verkündete seine Wehrdienstverweigerung.

Am 16. März 2011 fand die erste Anhörung seines Gerichtsverfahrens statt. Die Verurteilung folgte am 30. März. Er sitzt nun in einem Gefängnis in Seoul und arbeitet von 6 bis 18 Uhr im Küchendienst. Moon Myung-jin teilt seine Zelle mit drei Häftlingen.

Seit November 2011 wurden in Südkorea über 790 Personen, die den Wehrdienst verweigerten, inhaftiert. Im südkoreanischen Recht ist kein alternativer Zivildienst vorgesehen.

Ich fordere die unverzügliche und bedingungslose Freilassung von Moon Myung-jin und seine Befreiung von weiteren Einberufungen zum Militärdienst. Moon Myung-jin und andere Wehrdienstverweigerer in Südkorea sollen zudem nicht als vorbestraft gelten und eine angemessene Entschädigung für ihre Zeit in Haft erhalten.

Hochachtungsvoll

Absender:





Dr. Fatima Mohamed Al-Balooshi


Minister of Human Rights & Social Development


Ministry of Human Rights & Social Development


P.O. Box 32868


Manama


BAHRAIN





Kopie:


Ambassade du Royaume de Bahreïn, Place des Etats-Unis 3bis, F-75116 Paris.


Fax: 00331/47 20 55 75, E-mail: ambassade@ambahrein-france.com





Absender:








Lic. José Ramón Fadul


Ministro de Interior y Policía


Ministerio de Interior y Policía


Ave. México, Esq.


Leopoldo Navarro,


Edif. Oficinas Gubernamentales


Santo Domingo


DOMINIKANISCHE REPUBLIK





Kopie:


Botschaft der Dominikanischen Republik, Weltpoststrasse 4, Postfach 22, 3000 Bern 15.


Fax: 031 351 15 87, E-mail: embaj.rep-dom@sunrise.ch





President Lee Myung-bak


1 Cheongwadae-ro


Jongno-gu


Seoul 110-820


REPUBLIK KOREA





Absender:





Kopie:


Botschaft der Republik Korea, Kalcheggweg 38, Postfach 28, 3000 Bern 15.


Fax: 031 356 24 50, E-mail: swiss@mofat.go.kr
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